
Insbesondere der Politikdiskurs in den norddeutschen Bundeslän-
dern, aber auch die Wissenschaft befasst sich schon seit einigen Jah-
ren mit den Munitionsaltlasten, die sich vor den deutschen Küsten 
befinden. Dass diese als Gefahrenquellen mit drohenden erhebli-
chen schädlichen Folgen für Mensch und Natur beseitigt werden 
müssen, erscheint immer dringlicher. Jedoch erweist sich der rechtli-
che Rahmen dieser Beseitigungsmaßnahmen vor dem Hintergrund 
der bestehenden gewässerschutz-, naturschutz- und gefahrenab-
wehrrechtlichen Regelungen als sehr unübersichtlich. Er soll daher 
in dem vorliegenden Beitrag ausgeleuchtet werden.

1. Problematik 

In den Meeresschutzgebieten vor der Nord- und Ostsee be-
finden sich seit dem Ende des Ersten und Zweiten Weltkrie-
ges zahlreiche Bomben 1, Minen und andere Munitionsty-
pen, die bei Kriegshandlungen, Manövern oder im Rahmen 
gezielter Entsorgungen im Meer versenkt wurden. 2 Alle 
Munitionsfunde aus der deutschen Nord- und Ostsee wer-
den bei der „Zentralen Meldestelle für Munition im Meer“ 
im Maritimen Sicherheitszentrum (MSZ) Cuxhaven re-
gistriert und veröffentlicht. So wurden im Jahr 2018 in al-
len deutschen Seegewässern insgesamt 376 Meldungen mit 
mehr als 3840 Objekten aufgenommen. 3 Diese Meldun-
gen werden unter anderem von der Polizei, aus der Wissen-
schaft 4 oder privaten Unternehmen eingereicht. 5 Insgesamt 
wird die Zahl der Munitionsaltlasten allein für die Nord- 
und Ostsee auf rund 1,6 Mio. Tonnen konventionelle (meist 
Sprengmunition) und ca. 5000 Tonnen chemische Munition 
geschätzt. 6 Während konventionelle Munition wie Spreng-
stoffe oder Brandmittel z. B. weißen Phosphor enthält und 
sich ihre Wirkung dementsprechend durch eine Detonation 
oder Inbrandsetzung entfaltet, zeichnet sich chemische Mu-
nition durch eine Füllung mit chemischem Kampfstoff aus. 
Ihr Einsatzzweck ist nicht die Zerstörung von Infrastruktur, 
sondern vielmehr direkt eine vorübergehende oder endgül-
tige Außergefechtsetzung von Menschen durch die vom Typ 
des Kampfstoffs abhängige Giftwirkung. 7 Für eine lange Zeit 
galt nach Einschätzung der verantwortlichen Stellen, dass die 
Munitionsaltlasten im Meer verbleiben sollten. Grund dafür 
war, dass diese aus behördlicher Sicht bislang keine generelle, 
großräumige Gefährdung der Umwelt über die lokal betrof-
fenen Flächen hinaus darstellten. 8 Hinzu kommt, dass die 
Räumung solcher Sprengkörper sehr kostenintensiv ist. 9 Die 
im Meer versenkte Munition zeigte sich in einem Zustand, 
der statistisch und qualitativ teilweise schwierig zu klassifi-
zieren war und noch immer ist.

1.1 Gefahrenpotential für Menschen und Meeresumwelt

Besonders gefährdet ist der Schiffsverkehr und in diesem 
Zusammenhang auch Leib und Leben von Menschen. 10 So 
kommen Gefährdungen etwa in Betracht, wenn die Mu-
nition absichtlich (z. B. zwecks Untersuchungen) oder un-
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absichtlich (z. B. durch Fischerei mit Grundschleppnetzen) 
gehoben wird und daraufhin möglicherweise detoniert. 11 
Eine Gefahr besteht auch in den Fällen, in denen die Mu-
nition oder die darin enthaltenen Wirkmittel (z. B. Phos-
phor oder Senfgas) durch Meeresströmungen an die Küs-
ten gelangen und dort unsachgemäß behandelt werden; so 
beispielsweise bei direktem Kontakt mit den schädlichen 
Inhaltsstoffen durch Personen, die Steine oder Muscheln 
am Strand sammeln. 12 In Betracht kommt aber auch ein in-
direkter Kontakt mit toxischen Substanzen durch den Ver-
zehr kontaminierter Meeresprodukte (z. B. Fisch). 13 Die 
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Möglichkeit mit Munitionsaltlasten in Kontakt zu kom-
men, nimmt gerade durch die wachsende wirtschaftliche 
Nutzung des Meeresbodens – wie etwa durch den Bau 
von Offshore-Windparks zur Windenergiegewinnung auf 
hoher See und deren Netzanbindung – zu und stellt somit 
eine stetig steigende Gefahr für das dortige Arbeitsper-
sonal dar. 14 Als schwerwiegende Gefahr erweist sich die 
Munitionsaltlast nicht zuletzt aber auch für die Flora und 
Fauna der Meeresumwelt. Forscher des Thünen-Instituts 
für Fischereiökologie entdeckten im Rahmen des Projek-
tes DAIMON (Decision Aid for Marine Munitions) Spreng-
stoffrückstände wie TNT (Trinitrotoluol) bei der Unter-
suchung von heimischen Fischarten wie der Kliesche 
(Limanda limanda), aber auch in diversen bodenlebenden 
Arten und experimentell exponierten Miesmuscheln. 15 So 
konnten bei 25 % der Klieschen aus dem Versenkungsge-
biet Lebertumore festgestellt werden, wohingegen die Tu-
morrate bei Klieschen aus einem unbelasteten Gebiet bei 
nur knapp  5 % lag. 16 Ein Zusammenhang der Tumorer-
krankungen mit dem TNT wird von den Forschern als 
nicht abwegig eingestuft. Auf den freiliegenden Muniti-
onsaltlasten halten sich zudem Muscheln, Seesterne und 
Algen auf, welche unweigerlich toxische Substanzen auf-
nehmen können. 17

1.2 Sprengungen als Methode der Beseitigung 

Zunächst könnte als taugliche Beseitigungsmaßnahme 
die Bergung der Munitionsaltlast in Betracht kommen. 
Jedoch spricht in einigen Fällen gegen diese Form der Be-
seitigung, dass die Munition im Laufe der Zeit sehr stark 
korrodiert ist und dass die Hüllen der Munitionskörper 
sehr dünnwandig, beschädigt oder gar nicht mehr vor-
handen sind. 18 Ebenso sind auch die Zündeinrichtungen 
der Munitionsaltlasten betroffen. Einige der Zünder sind 
auch heute noch in einem funktionsfähigen Zustand und 
können die Ladung zur Explosion bringen, wohingegen 
andere Zündsysteme ihre Funktionalität verloren haben, 
nachdem sie dem Korrosionsvorgang erlegen sind. Der 
aufgefundenen Munition kann nur in den seltensten Fäl-
len angesehen werden, in welchem technischen Zustand 
sie sich befindet. Daher muss bei jedem Munitionsfund 
erst einmal von der Gefährlichkeit des Objektes ausge-
gangen werden, sodass entsprechende Sicherheitsmaß-
nahmen seitens der Forscher bzw. Bergungskräfte ein-
zuleiten sind.

Eine weitere Beseitigungsmethode ist der Einsatz der 
Wasserstrahlschneidetechnik bei Sanierungen von sub-
aquatischen „Kampfmittelaltlasten“ direkt am Fundort. 
Diese Technik kann auch durch unbemannte Tauchrobo-
ter erfolgen. 19 In anderen Fällen können die gemeldeten 
Altlasten jedoch aufgrund ihrer Art und der geografischen 
Lage nur im Wege einer gezielten Sprengung beseitigt 
werden. Die Anwendbarkeit der Sprengung ist von den 
jeweils vorherrschenden Rahmenbedingungen im Einzel-
fall abhängig. Eine Minderung der Schallemission bei der 
Sprengung konventioneller Kampfmittel und eine Redu-
zierung der damit einhergehenden Gefährdung heimischer 
Meeressäuger sind durch den Einsatz von Blasenvorhängen 
möglich. 20 Über die geeignete technische Ausstattung für 
die Beseitigung von Munitionsaltlasten werden im Regel-
fall die öffentlichen Behörden (Kampfmittelräumdienste) 
oder private Unternehmen verfügen. Jedoch könnte auf-
grund der besonderen Lage zu Wasser die Bundesmarine 
eine geeignetere technische und personelle Ausstattung 
haben. 21

1.3 Umweltbelastungen infolge der Beseitigungsmaßnahmen

Die Beseitigung der Munitionsaltlast durch kontrollierte 
Sprengungen stellt regelmäßig eine große Belastung für 
die Flora und Fauna des davon betroffenen Gewässer-

gebiets dar. 22 So sind die Nord- und die Ostsee unter 
anderem die Lebensräume von existenziell bedrohten 
Tierarten wie der Schweinswale (Phocoena phocoena), See-
hunde (Phota vitulina) und Kegelrobben (Halichoerus gry-
pus). Durch die mit der Sprengung verbundenen Druck-
wellen kann es zu lebensbedrohlichen Verletzungen oder 
gar Tötungen in einem Umkreis von mehreren Kilome-
tern kommen. 23 Die Detonationen bewirken, dass selbst 
bei einer weiten Distanz zu der jeweiligen Sprengung die 
Hörorgane der Meeressäugetiere dauerhaft geschädigt 
werden. Auch Lungenrisse, Blutungen im Hörorgan oder 
Gehirn können durch die Schallwelle einer Unterwasser-
explosion hervorgerufen werden. 24 Aber auch außerhalb 
des Wassers haben Sprengungen von Munitionsaltlasten 
negative Folgen für die Tierwelt. Die Seekälber werden 
ungefähr für fünf Wochen von den Mutterkühen an ei-
nem Strand oder in einer Küstenbucht gesäugt. In Folge 
einer Sprengung kann es dann zur Flucht der Mutter-
tiere kommen. Zudem werden Riffe und die Pflanzen-
welt (Plankton etc.) im Umkreis der Sprengung dauerhaft 
zerstört, was die Verschlechterung des ökologischen Zu-
standes des Gewässers zur Folge hat. Somit ist die Ent-
scheidung für eine Munitionsaltlastensprengung als Ge-
fahrenabwehrmaßnahme stets vor dem Hintergrund der 
gleichzeitigen Inkaufnahme von Meeresumweltbelastun-
gen zu treffen.

2. Rechtliche Implikation

Im Zuge der Anordnung und Durchführung der Besei-
tigungsmaßnahmen stellen sich eine Reihe rechtlicher 
Fragen; allem voran von wem diese Maßnahmen durch-
zuführen sind und auf welcher Rechtsgrundlage sie erfol-
gen dürfen. Des Weiteren soll wegen der oftmals unzu-
reichenden technischen und personellen Ausstattung der 
zivilen „Akteure“ der Frage nachgegangen werden, ob 
und inwieweit die Bundesmarine mit ihrem technischen 
und personellen „Knowhow“ bei der Beseitigung Unter-
stützung leisten darf. Schließlich werden dann mögliche 
materiell-rechtliche Beschränkungen einer Munitionsalt-
lastensprengung durch das Gewässerschutz- und Natur-
schutzrecht erörtert.
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2.1 Zuständigkeitsfragen

Zunächst ist voranzuschicken, dass es angesichts fehlen-
der spezialgesetzlicher Regelungen für den Umgang mit 
Munitionsaltlasten dabei lediglich um Maßnahmen der be-
hördlichen Gefahrenabwehr gehen kann. 25 Wobei der Ge-
fahrenbegriff auf See demjenigen des materiellen Polizei-
rechts entspricht. Demgemäß umfasst Gefahrenabwehr alle 
Aufgabenbereiche, die im Zusammenhang mit der Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
stehen. 26

Dabei ist zunächst von Bedeutung, ob die Zuständigkeit 
für die Beseitigungsmaßnahmen beim Bund oder dem je-
weiligen Bundesland bzw. bei den Bundes- oder Landesbe-
hörden liegt. Dies hängt maßgeblich von dem jeweiligen 
Ort ab, an dem sich die Munitionsaltlast befindet. So ist für 
die Kompetenzzuordnung nicht zuletzt entscheidend, ob 
sich die Munition innerhalb der deutschen Hoheitsgrenzen 
befindet oder nicht.

Die Grundlage für eine entsprechende Zuordnung bil-
det insoweit das UN-Seerechtsübereinkommens von 1982 
(SRÜ) 27, das auf der völkerrechtlichen Ebene zwischen ver-
schiedenen räumlichen Kompetenzzonen unterscheidet. 
Danach sind für die hier relevanten spezifisch „deutschen“ 
Verhältnisse als zu unterscheidende Meereszonen in erster 
Linie das Küstenmeer und die ausschließliche Wirtschafts-
zone (AWZ) bedeutsam. 28 Hierbei entspricht dem völker-
rechtlich verwendeten Begriff des Küstenmeeres derjenige 
des auf das deutsche Hoheitsgebiet bezogenen Küstenge-
wässers im einschlägigen deutschen Gewässerschutzrecht 
(vgl. § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, § 3 Nr. 2 WHG). 29 Demgegen-
über erstrecken sich die in § 2 Abs. 1a, § 3 Nr. 2a WHG zu-
grundegelegten Meeresgewässer begrifflich darüber hinaus 
auch auf die AWZ und den deutschen Festlandssockel. 

2.1.1 Innerstaatliche Zuständigkeiten

Die Bundesrepublik hat mit der Proklamation vom 
11. 11. 1994 in Übereinstimmung mit dem SRÜ die 
Breite des Küstenmeeres in der Nordsee auf 12 Seemei-
len (= 22,224 Kilometer) festgelegt. 30 In der Ostsee ist die 
Festlegung auf ein entsprechend breites Küstenmeer für die 
Anliegerstaaten aus topografischen Gründen nicht möglich; 
hier wird die seewärtige Grenze des Küstenmeeres durch 
geografische Koordinaten festgelegt, die zum Teil deutlich 
weniger als 12 Seemeilen von der Küstenlinie bzw. der Ba-
sislinie entfernt sind.

Befindet sich die Altlast innerhalb dieser 12-Seemeilen-
zone, also im Bereich des Küstengewässers, ist zu klären, 
ob dem Bund oder den jeweiligen Ländern die Zustän-
digkeit bezüglich der Gefahrenabwehr von Munitionsalt-
lasten obliegt. Dies bestimmt sich grundsätzlich nach den 
Artt. 30 und 83 ff. GG. Demnach gilt, dass die Verteilung 
der Verwaltungskompetenzen zwischen Bund und Län-
dern ausschließlich ist, d. h. entweder der Bund oder die 
Länder zuständig sind. 31 Gemäß Art.  30 GG obliegt die 
Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der 
staatlichen Aufgaben den Ländern, soweit das Grundge-
setz keine anderen Regelungen trifft oder zulässt. Letzte-
res ist mit den Artt. 86 ff. GG geschehen, die für die dort 
bestimmten Fälle eine bundeseigene Verwaltung vorsehen. 
Deswegen sollen zunächst deren hier möglicherweise sach-
lich einschlägigen Anwendungsbereiche ermittelt werden, 
um sodann die den Ländern verbleibenden Vollzugskom-
petenzen feststellen zu können.

2.1.1.1 Bundeseigenverwaltung

Eine obligatorische Bundesverwaltung sieht Art. 87 Abs. 1 
S. 1 GG für die Verwaltung der Bundeswasserstraßen und 
der Schifffahrt vor. 32 Eine Verbandskompetenz des Bun-
des könnte sich demnach aus der Wasserstraßenverwaltung 
(Art. 89 Abs. 2 S. 1 GG) oder aus der Seeschifffahrtsverwal-
tung (Art. 89 Abs. 2 S. 2 GG) ergeben: 

Die Munitionsaltlastensprengung innerhalb des Küsten-
gewässers fällt gem. Art. 89 Abs. 2 S. 1 GG grundsätzlich 
unter die administrative Zuständigkeit der Bundesverwal-
tung, soweit es sich bei dem Küstengewässer um eine Bun-
deswasserstraße handelt. § 1 des Bundeswasserstraßengeset-
zes (WaStrG) 33 unterscheidet die Bundeswasserstraßen in 
Binnenwasserstraßen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 WaStrG) und See-
wasserstraßen (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 WaStrG). So sind Seewasser-
straßen die Flächen zwischen der Küstenlinie bei mittlerem 
Hochwasser oder der seewärtigen Begrenzung der Binnen-
wasserstraßen und der seewärtigen Begrenzung des Küs-
tengewässers. Davon umfasst sind nicht nur die dem allge-
meinen Verkehr dienenden Teile der Küstengewässer wie 
etwa die Fahrrinnen, sondern sämtliche mit Wasser bedeck-
ten Teile. Demnach erstreckt sich die Bundeswasserstraße 
und deren bundeseigene Verwaltung räumlich auf das ge-
samte Küstenvorfeld bis hin zur deutschen Hoheitsgrenze. 
Doch bezieht sich der sachliche Anwendungsbereich der 
Wasserstraßenverwaltung nicht auf alle denkbaren Aspekte 
im Zusammenhang mit Bundeswasserstraßen, sondern be-
schränkt sich lediglich auf deren Funktion als Verkehrs-
weg. 34 In diesem Zusammenhang werden Maßnahmen zur 
Ausführung des Wasserstraßengesetzes, insbesondere der 
Neu- und Ausbau und die Unterhaltung von Bundeswas-
serstraßen einschließlich ihrer Planung sowie die Strompo-
lizei erfasst. 35 In Betracht kommt hier aber allenfalls ein ge-
fahrenabwehrrechtlicher Bezug zur Strompolizei. Gemäß 
§ 24 Abs.  1 WaStrG haben die Behörden der Wasserstra-
ßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes die Aufgabe, 
zur Gefahrenabwehr Maßnahmen zu treffen, die nötig sind, 
um die Bundeswasserstraßen in einem für die Schifffahrt 
erforderlichen Zustand zu erhalten. So ist die Strompolizei 
als Wegepolizei abzugrenzen von der noch zu erörternden 
Schifffahrtspolizei, welche eine reine Verkehrspolizei dar-
stellt (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 BinSchAufgG, § 1 Nr. 2 SeeaufgG). 36 
Zu dem für die Schifffahrt erforderlichen Zustand der Bun-
deswasserstraße gehört wegen ihrer Verkehrsfunktion, ins-
besondere die Freihaltung von Schifffahrtshindernissen. 37 
Eine Verbesserung des für die Schifffahrt erforderlichen 
Zustandes ist hingegen nicht die Aufgabe der Strompoli-
zei. 38 Die strompolizeiliche Beseitigungsmaßnahme der 
Behörden der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes stellt somit eine Maßnahme „zur Gefahrenab-
wehr“ i. S. d. §§ 24 Abs.  1, 28 WaStrG dar. Daraus folgt, 
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dass eine Gefahrenlage oder die bereits eingetretene Stö-
rung erforderlich ist, wohingegen eine latente Gefahr nicht 
ausreicht. 39 Eine Gefahrenlage liegt bereits vor, wenn die 
erkennbare Möglichkeit, nicht dagegen die unbedingte Ge-
wissheit besteht, dass der Verkehrsablauf durch eine Muni-
tionsaltlast beeinträchtigt oder gefährdet wird. Ausreichend 
ist, wenn sich die Munitionsaltlast – jedenfalls teilweise – 
in der Fahrrinne einer Bundeswasserstraße befindet. 40 Eine 
Beseitigungsmaßnahme durch die Bundeswasserstraßen-
verwaltung ist im Ergebnis also nur insofern rechtlich zu-
lässig und geboten, als sich die Munitionsaltlasten innerhalb 
der Bundeswasserstraßen befinden und die Sicherheit des 
Schiffsverkehrs beeinträchtigen. 

Als fakultative Bundesverwaltung kann sich die admi-
nistrative Zuständigkeit zur Munitionsaltlastenbeseitigung 
aber auch aus der Bundesschifffahrtsverwaltung (Art.  89 
Abs. 2. S. 2 GG) ergeben. Notwendig ist jedoch im Gegen-
satz zu Art. 89 Abs. 2 S. 1 GG, dass der Bund eine Befug-
nis auf Grund eines einfachen Bundesgesetzes haben muss. 
Diese hat er u. a. durch das Seeaufgabengesetz (SeeAufG) 41. 
Demnach obliegt dem Bund gemäß § 1 Nr. 2 SeeAufG die 
Abwehr von Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs sowie die Verhütung von der Seeschifffahrt 
ausgehenden Gefahren und schädlichen Umwelteinwir-
kungen i. S. d. Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Schiff-
fahrtspolizei) auf den Seewasserstraßen. In jedem der Fälle 
geht es dort aber lediglich um die Abwehr seeverkehrsspezi-
fischer Gefahren, die den normalen Verkehrsablauf behin-
dern. 42 Die Abwehr von äußeren, nichtbetriebsspezifischen 
Gefahren gehört indes nicht dazu. 43 Nur falls Munitionsalt-
lasten tatsächlich den normalen Verkehrsablauf bedrohen, 
liegt die Beseitigungspflicht auch insoweit beim Bund 44 
und dessen Behörden der Wasserstraßen- und Schifffahrts-
verwaltung. Diese haben ausschließlich dann nach pflicht-
gemäßem Ermessen die notwendigen Maßnahmen zu tref-
fen (vgl. § 3 Abs. 1 SeeAufgG).

2.1.1.2 Landeseigenverwaltung

Zu den Bundesländern mit Küstenbezug gehören Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein. Deren Landesvollzugskompeten-
zen i. S. d. Art. 30 GG zur Beseitigung der Munitionsaltlas-
ten könnten sich allem voran wegen der negativen Einwir-
kungen der Munitionsaltlasten auf das Medium Wasser aus 
dem vom Bund erlassenen Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
ergeben, das die jeweiligen Länder aufgrund der Artt. 83 f. 
GG als eigene zu vollziehen haben. 

Gemäß § 1 WHG zielt dieses Gesetz darauf, die Gewäs-
ser als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage 
des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen so-
wie als nutzbares Gut durch eine nachhaltige Gewässerbe-
wirtschaftung zu schützen. Unter den Gewässerbegriff fällt 
gem. § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 i. V. m. § 3 Nr. 2 WHG auch das 
Küstengewässer, 45 wodurch der räumliche Anwendungsbe-
reich des Gesetzes eröffnet ist. Der Schutzzweck ist dabei 
nicht nur im Sinne der konkreten Gefahrenabwehr zu ver-
stehen, sondern umfasst auch die Gefahrenvorsorge. 46 Mit 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 WHG hat der Gesetzgeber ver-
deutlicht, dass dem Staat eine ökologische Schutzverant-
wortung hinsichtlich der Qualität und Quantität des Ge-
wässers obliegt. 47 Demnach muss er dafür Sorge tragen, 
dass trotz der Unvermeidbarkeit einer direkten oder indi-
rekten Beeinflussung durch den Menschen die Ökofunkti-
onalität der jeweiligen Gewässer erhalten bleibt. 48 Um diese 
Schutzverantwortung gewährleisten zu können, hat der 
Bundesgesetzgeber den Wasseraufsichtsbehörden u. a. die 
wasserpolizeiliche Generalklausel gemäß § 100 Abs. 1 S. 2 
WHG an die Hand gegeben. 49 Danach ordnet die zustän-
dige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen insbesondere 
solche Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, 
um Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden 
oder zu beseitigen. Der sachliche Anwendungsbereich des 

WHG ist eröffnet, sofern die Munitionsaltlast eine Beein-
trächtigung des Wasserhaushalts darstellt; was etwa der Fall 
ist, wenn das Vorhandensein der Altlasten eine erheblich 
nachteilige Auswirkung für die ökologische Funktionalität 
des betroffenen Gewässers zur Folge hätte. 50 Es ist davon 
auszugehen, dass Munitionsaltlasten, die aufgrund von Al-
terungsprozessen der Korrosion erlegen sind, toxische In-
haltsstoffe freisetzen, die negative Auswirkungen auf das 
Wasser und die Lebewesen im Küstengewässer haben kön-
nen. 51 Insoweit zumindest ergibt sich eine Zuständigkeit 
der nach Landesrecht zuständigen Wasserbehörden, de-
nen darauf bezogen die Wahrnehmung wasserpolizeilicher 
Aufgaben obliegt. 52

Demgegenüber ist der den Ländern überantwortete Ka-
tastrophenschutz Teil der allgemeinen Gefahrenabwehr. 
So gesehen könnten die Katastrophenschutzgesetze der je-
weiligen Küstenländer entsprechende Maßnahmeermäch-
tigungen für die Landesbehörden begründen. 53 Die zen-
trale Aufgabe des Katastrophenschutzes ist indes der Schutz 
vor und das Management von Katastrophenfolgen. Die 
Katastrophenschutzgesetze betreffen üblicherweise sowohl 
die Bevölkerung als auch die hilfeleistenden Organe und 
Hilfskräfte und schließlich auch die Behörden selbst. Doch 
wird es für ein behördliches Einschreiten insoweit regel-
mäßig bereits am Vorliegen einer durch einen entsprechend 
großen Schadensfall geprägten Katastrophenlage fehlen. 54 
Denn allein die von den vorhandenen Munitionsaltlasten 
ausgehende Gefährlichkeit begründet jedenfalls schon kei-
nen Schadensfall.

Die allgemeinpolizeiliche Gefahrenabwehr liegt auf-
grund der verfassungsmäßigen Kompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern bei letzteren und deren Be-
hörden. 55 Räumlich sind diese freilich jeweils auf die 
Ausübung innerhalb der jeweiligen Länder-Hoheitsgewäs-
ser beschränkt. Anzuwendende Regelungen befinden sich 
in den jeweiligen allgemeinen Polizei- bzw. Ordnungsge-
setzen der Küstenländer. 56 Danach gehört es zu den Aufga-
ben der allgemeinpolizeilichen Gefahrenabwehr auf See, 
allgemeine Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sowie die 
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Abwehr von Gefahren für Individualrechtsgüter wie Leib 
oder Leben zu verhüten. Innerhalb der Landesbehörden 
sind für die Gefahrenabwehr zur See besonders die Wasser-
schutzpolizeien zur allgemeinpolizeilichen und die Kampf-
mittelräumdienste zur besonderen polizeilichen Gefahren-
abwehr innerhalb der Hoheitsgewässer des Landes berufen.

2.1.2 Vollzugszuständigkeiten außerhalb  
der Hoheitsgrenzen (AWZ)

Bleibt noch zu klären, wem die administrative Zuständig-
keit für die Beseitigung von Munitionsaltlasten im Gewäs-
serbereich außerhalb der deutschen Hoheitsgrenzen, also in 
der AWZ, zufällt. Die AWZ ist gemäß Art. 55, 57 SRÜ 
ein jenseits des Küstenmeeres gelegenes Gebiet, dessen Be-
reich sich – zumindest in der Nordsee – bis zu 200 Seemei-
len (sm) ab der Basislinie abzüglich der maximalen Küs-
tenbreite von 12 sm erstreckt, wobei die Ausdehnung auf 
ein entsprechend breites Küstenmeer in der Ostsee, für die 
Bundesrepublik aus topografischen Gründen nicht in Be-
tracht kommt. Als Nichtbestandteil des Hoheitsgebietes der 
Bundesrepublik unterliegt die AWZ gemäß Teil V der SRÜ 
einer besonderen Rechtsordnung. 57 Das deutsche Recht er-
langt dort grundsätzlich keine Geltung. 58 Etwas anderes gilt 
nur, wenn die Anwendung deutscher Rechtsvorschriften in 
der AWZ ausdrücklich gesetzlich statuiert ist. Dies ist etwa 
mit § 1 Nr. 3 lit. b) SeeAufgG geschehen. Danach betreffen 
die polizeilichen Befugnisse des Bundes in der AWZ über 
die Schifffahrtspolizei hinaus auch die Abwehr von Gefah-
ren und die Beseitigung von Störungen der öffentlichen Si-
cherheit oder Ordnung in sonstigen Fällen. Dabei reicht es 
aus, dass ein unmittelbarer Seeschifffahrtsbezug besteht. 59 
Gleichwohl geht es in der AWZ neben der Abwehr ledig-
lich seeverkehrsspezifischer Gefahren 60, lediglich um Fälle 
wie der Abfallbeseitigung auf See, des Drogenhandels, des 
Schmuggels, der Sklaventransporte, unerlaubte Rundfunk-
sendungen, Beschädigungen von Telegraphenkabeln oder 
des Gesundheitsschutzes der Seeleute. 61 Gemäß § 3 Abs. 2 
SeeAufgG haben in solchen Fällen die Bundesbehörden 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung die notwendigen 
Handlungen zur Abwehr der Gefahren nach pflichtgemä-
ßen Ermessen zu treffen.

2.2 Amtshilfe durch die Bundeswehr

Da die zivilen Vollzugsbehörden oft nur über eine unzu-
reichende personelle wie sachliche Ausstattung für die Be-
seitigung von Munitionsaltlasten verfügen, die die Wahr-
nehmung einer effektiven Gefahrenabwehr mitunter 
einschränkt oder gar unmöglich macht, stellt sich die Frage, 
ob und inwiefern die Bundeswehr bei der Beseitigung von 
Munitionsaltlasten unterstützend tätig werden darf. Denn 
diese kann in der Regel auf gut geschultes Personal sowie 
eine besser ausgestattete Kampfmittelaufsuchungs- und -be-
seitigungsausrüstung zugreifen. Als Rechtsgrundlage für 
eine derartige Unterstützung kommt Art. 35 Abs. 1 GG in 
Betracht. Danach haben sich alle Behörden des Bundes und 
der Länder gegenseitig Amts- und Rechtshilfe leisten. Auf 
diese Weise können in geeigneten Fällen nicht nur Verwal-
tungsabläufe im Rahmen der bundesstaatlichen Ordnung 
vereinfacht, sondern es kann auch eine Steigerung der Ver-
waltungseffektivität erreicht werden. 62 Anerkanntermaßen 
gehört die Bundeswehr zu den grundsätzlich amtshilfefähi-
gen Behörden. 63 Dennoch bleibt zu klären, ob eine Amts-
hilfe der Bundeswehr mit Blick auf den hier interessieren-
den Fall der Munitionsbeseitigung statthaft wäre. 

2.2.1 Behördeneigenschaft

Die Bundeswehr darf nämlich nur in dem ihr von Art. 35 
Abs. 2 und 3 GG zugebilligten Rahmen Hilfe leisten. Nicht 
von der Amtshilfekompetenz der Bundeswehr gedeckt sind 
die Aufgaben i. S. d. Art. 87a Abs. 2 GG. 64 Der Rechtspre-
chung des  BVerfG zufolge muss bei der Hilfe durch die 

Bundeswehr zwischen einer spezifisch militärischen Nut-
zung der Streitkräfte mit ihrem Droh- und Einschüchte-
rungspotential und einer bloß technisch-unterstützenden 
Hilfeleistung unterschieden werden. 65 So sind etwa das 
Schleppen von Sandsäcken zur Verstärkung von Deichen, 
die Rettung von Menschen mit Schlauchbooten und Hub-
schraubern aus überschwemmten Gebieten sowie Erntehil-
fen nicht als Einsatz i. S. d. Art. 87a Abs. 2 GG zu qualifi-
zieren und deshalb von der Amtshilfe gemäß Art. 35 GG 
gedeckt. 66 Da sich die Beseitigung von Munitionsaltlasten 
im Wasser ausschließlich als eine bloß technisch-unterstüt-
zende Hilfeleistung darstellt, ist auch die Bundeswehr in-
soweit amtshilfefähig.

2.2.2 Tatbestandsvoraussetzungen  
und Umfang der Amtshilfe

Zunächst müsste seitens der zuständigen Vollzugsbehörde 
ein Hilfsersuchen an die Bundeswehr gerichtet werden. 67 
Denn nur derjenigen Behörde kann Hilfe geleistet wer-
den, die Hilfe benötigt. 68 Um eine aufgedrängte Amtshilfe 
zu vermeiden, hat die Behörde in ihrem Aufgabenbereich 
eigenverantwortlich zu prüfen, ob und inwieweit Hilfe er-
forderlich ist, fremde Unterstützungsleistungen für zulässig 
und zweckmäßig erachtet und von welcher anderen Be-
hörde sie Hilfe anfordern will. 69 Führt die Bundeswehr die 
Sprengung der Munitionsaltlast durch, ohne dass die Voll-
zugsbehörde mittels eines Hilfeersuchens darum gebeten 
hat, ist diese Maßnahme jedenfalls nicht mehr durch die 
Amtshilfe nach Art. 35 GG gedeckt. Dann könnte es sich 
allenfalls um eine „Spontanhilfe“ 70 in Form der öffentlich-
rechtlichen Geschäftsführung ohne Auftrag handeln. Da-
gegen ist jedoch einzuwenden, dass durch die Anerkennung 
der öffentlich-rechtlichen GoA die staatliche Kompetenz-
ordnung unter Rückgriff auf ein zivilrechtliches Institut 
geradezu generalklauselartig unterlaufen wird. 71 Ferner 
müsste die Vollzugsbehörde für eine Amtshilfe das Ersu-
chen hinreichend bestimmt haben, die Bundeswehr zwei-
felsfrei über die konkret vorzunehmende Beseitigung der 
Munitionsaltlast informieren 72 und die von der Bundes-
wehr angeforderte Hilfe aus tatsächlichen Gründen nicht 
selbst vornehmen können. 73 Zudem darf die Vollzugsbe-
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hörde ihre Befugnisse nicht mittels der Amtshilfevorschrif-
ten erweitern 74 und es muss feststehen, dass die Bundeswehr 
rechtlich und tatsächlich in der Lage ist, die nachgesuchte 
Beseitigung durchführen zu können. 75 

Die Amtshilfe durch die Bundeswehr umfasst sämtliche 
Unterstützungstätigkeiten von der Erteilung von Auskünf-
ten über die Zurverfügungstellung von Mitteln bis hin zur 
Vornahme von Vollzughandlungen in Form der eigentli-
chen Munitionsbeseitigung. Nimmt die Bundeswehr die 
Beseitigung selbst vor, handelt sie dabei nach dem für sie 
geltenden eigenen Recht und unterliegt nicht den Weisun-
gen der hilfesuchenden Behörde.

2.3 Verwaltungsrechtlicher Rahmen

Die mit den Sprengungen der Munitionsaltlasten verbun-
denen negativen Folgen für die Meeresflora und -fauna so-
wie für die Qualität des (Meer-)Wassers könnten jedoch 
insbesondere den Bestimmungen des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) 76 und des Bundesnaturschutzgesetzes (BNat-
SchG) 77 zuwiderlaufen; was die Rechtswidrigkeit dieser 
Beseitigungsmaßnahmen zur Folge hätte.

2.3.1 Erlaubnispflichtige Benutzung  
i. S. d. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG

Bei einer Altlastensprengung wird es sich regelmäßig um 
eine nach § 8 Abs. 1 WHG erlaubnispflichtige Benutzung 
i. S. d. § 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG handeln, da die Sprengung 
geeignet ist, dauernd oder in einem nicht nur unerheb-
lichen Ausmaß nachteilige Veränderungen der Wasser-
beschaffenheit – gemeint ist hier die physikalische, che-
mische oder biologische Beschaffenheit des Wassers eines 
Küstengewässers (vgl. § 3 Nr. 9 WHG) – herbeizuführen. 
Etwas anderes gilt nach § 8 Abs. 2 S. 1 WHG nur, wenn 
die Sprengung zur Abwehr einer nicht nur abstrakten, 
sondern gegenwärtigen Gefahr erfolgt. 78 Nur dann darf 
sie erlaubnisfrei erfolgen.

Die Erteilung einer Erlaubnis kommt indes überhaupt 
nur in Betracht, sofern von der Sprengung keine schäd-
lichen, zumindest aber durch Nebenbestimmungen ver-
meidbare oder ausgleichbare Gewässerveränderungen zu 
erwarten sind und ggf. nach anderen öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften existierende Anforderungen erfüllt 
werden (§ 12 Abs.  1 WHG). Mit den schädlichen Ge-
wässerveränderungen sind solche Veränderungen der 
Gewässereigenschaften gemeint, die das Wohl der All-
gemeinheit, insbesondere die öffentliche Wasserversor-
gung, beeinträchtigen oder die nicht den Anforderun-
gen entsprechen, die sich aus dem WHG, aus aufgrund 
des WHG erlassenen oder aus sonstigen wasserrechtli-
chen Vorschriften ergeben (§ 9 Nr. 10 WHG). Abgesehen 
von der hier eher unproblematischen Allgemeinwohl-
frage wäre bei der Durchführung der Sprengungen aber 
an die zwingende Einhaltung bestimmter wasserrechtli-
cher Vorgaben zu denken.

2.3.1.1 Bewirtschaftungsziele für das Küstengewässer  
(§ 44 i. V. m. § 27 Abs. 1 WHG)

So könnten einer Altlastensprengung vornehmlich die für 
die Küstengewässer gem. § 44 i. V. m. § 27 Abs. 1 WHG gel-
tenden Bewirtschaftungsziele entgegenstehen. Demnach 
sind die Küstengewässer so zu bewirtschaften, dass eine 
Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen 
Zustands vermieden (Verschlechterungsverbot) 79 sowie ein 
guter ökologischer und chemischer Zustand erhalten oder 
erreicht wird (Erhaltungs- und Verbesserungsgebot) 80.

Eine Munitionsaltlastensprengung im Bereich des Küs-
tengewässers darf somit nicht gegen das im § 27 Abs.  1 
Nr. 1 WHG verankerte Verschlechterungsverbot versto-
ßen. Unter Verschlechterung sind alle nachteiligen Verän-
derungen des zurzeit bestehenden chemischen und/oder 
ökologischen Gewässerzustands zu verstehen. 81 Unter dem 

„ökologischer Zustand“ ist nach Art.  2 Nr.  21 WRRL 
„die Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit aqua-
tischer, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehen-
den Ökosysteme gemäß der Einstufung nach Anh. V“ zur 
WRRL zu verstehen. Die Bewertung des jeweiligen Ge-
wässerzustandes richtet sich nach den Vorgaben in Nr. 1.2 
Anh. V WRRL, dem im deutschen Recht insoweit die 
Tabelle 5 der Anlage 4 zur Oberflächengewässerverord-
nung 82 entspricht. Der chemische Zustand beschreibt hin-
gegen die qualitativen Eigenschaften des Wassers unter 
Bezugnahme auf die einschlägigen gemeinschaftsrechtli-
chen Schadstoffgrenzwerte. 83 So liegt ein „guter chemi-
scher Zustand eines Oberflächengewässers“ nach Art.  2 
Nr. 24 WRRL vor, wenn kein Schadstoff in einer über 
die Vorgaben des Anh. IX, der nach Art. 16 Abs. 7 ergan-
genen oder sonstigen einschlägigen Umweltqualitätsnor-
men hinausgehenden Konzentration vorliegt. 84 Sollte es 
durch eine Sprengung zur Verschlechterung des ökologi-
schen oder chemischen Zustandes in dem jeweiligen Küs-
tengewässer kommen, könnte eine etwaige Abweichung 
von den Bewirtschaftungszielen jedoch ausnahmsweise 
gem. (§ 44 i. V. m.) § 31 Abs. 1 WHG zulässig sein. Dort 
ist beschrieben, wie zu verfahren ist, wenn lediglich vorü-
bergehend eine Verschlechterung des Gewässerzustandes 
auftritt. 85 Doch sind danach diese vorübergehenden Zu-
standsverschlechterungen u. a nur zulässig, wenn sie auf 
Umständen beruhen, die in natürlichen Ursachen begrün-
det oder durch höhere Gewalt bedingt und die außerge-
wöhnlich sind und nicht vorhersehbar waren oder durch 
Unfälle entstanden sind (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 WHG). Muni-
tionssprengungen sind aber weder von natürlichen Ursa-
chen begründet oder durch höhere Gewalt bedingt, noch 
durch Unfälle entstanden. Demgegenüber kommt aber 
eine Ausnahme nach (§ 44 i. V. m.) § 31 Abs. 2 S. 1 WHG 
in Betracht, da die Sprengungen regelmäßig eine Verän-
derung „physischer Eigenschaften“ des Meeres, nämlich 
der Morphologie des Meeresbodens bewirken werden 
(§ 31 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 WHG); die Gründe dafür können 
zumindest von übergeordnetem öffentlichen Interesse sein 
(vgl. § 31 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 WHG) und die mit den Spren-
gungen verfolgten Ziele werden wohl schwerlich mit an-
deren geeigneten, wesentlich geringere nachteilige Um-
weltauswirkungen zeitigenden Maßnahmen zu erreichen 
sein (vgl. § 31 Abs.  2 S.  1 Nr.  3 WHG). Sofern zudem 
alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen werden, 
um die nachteiligen Auswirkungen der Sprengungen auf 
den Gewässerzustand zu verringern (§ 31 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 
WHG), steht also einer wasserrechtlichen Ausnahme ge-
mäß (§ 44 i. V. m.) § 31 Abs. 2 S. 1 WHG nichts im Wege. 
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In den Sprengungen muss also keine den Vorgaben des 
§ 12 Abs.  1 WHG zuwiderlaufende Maßnahme gesehen 
werden. Die Erlaubniserteilung dafür wäre in Abhängig-
keit vom jeweiligen Einzelfall und unter Berücksichti-
gung des Bewirtschaftungsermessen (§ 12 Abs. 2 WHG) 
durchaus möglich.

2.3.1.2 § 44 BNatSchG

Ebenfalls aufgrund von § 12 Abs. 1 WHG muss sicherge-
stellt sein, dass die Sprengungen nicht gegen Anforderun-
gen nach anderen als (wasserhaushaltsrechtlichen) öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften verstoßen. Hier kommen 
solche des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in Be-
tracht. Denn gem. § 56 Abs. 1 BNatSchG gilt das BNat-
SchG auch im Bereich des Küstengewässers und im We-
sentlichen ebenfalls innerhalb der AWZ. 86 Dies schließt 
die im hiesigen Kontext besonders relevanten Regelungen 
zum Tötungs- und Verletzungsverbot gem. § 44 BNat-
SchG ein. 87 Gemäß § 44 Abs.  1 Nr.  1 BNatSchG ist es 
verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten 
Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 
töten oder ihre Entwicklungsformen der Natur zu ent-
nehmen, sie zu beschädigen oder sie zu zerstören. Folglich 
dürften die Munitionssprengungen diese besonders ge-
schützten Arten nicht gefährden. Sowohl der Schweins-
wal (Phocoena phocoena) als auch der Seehund (Phoca vitulina) 
etwa gehören zu den gem. § 7 Abs. 2 Nr. 13 lit. b) bzw. 
Nr. 14 lit. b) BNatSchG i. V. m. dem Anh. IV der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG – FFH-Richtlinie) 
vom 21. 5. 1992 88 besonders geschützten Tierarten. Gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es u. a. verboten, wildle-
bende Tiere der besonders geschützten Arten zu verlet-
zen oder zu töten. Es genügt die schlichte Tatsache des 
Verletzens oder Tötens zur Erfüllung des objektiven Tat-
bestands. 89 Dabei ist es unerheblich, ob dies vorsätzlich, 
fahrlässig oder ohne Sorgfaltsverstoß unbeabsichtigt ge-
schieht. 90 Jedoch kann eine durch die Munitionsspren-
gungen hervorgerufene Schädigung gem. § 44 Abs. 5 S. 2 
Nr. 1 BNatSchG dann gerechtfertigt sein, wenn die Be-
einträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das 
Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der be-
troffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese Beein-
trächtigung bei Anwendung der gebotenen und fachlich 
anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden 
kann. 91 Zu klären ist zunächst, wann eine Maßnahme als 
unvermeidbar gilt. Dies soll nach § 15 Abs. 1 S. 2 BNat-
SchG der Fall sein, wenn zumutbare Alternativen, den mit 
einem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne 
oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft zu erreichen, nicht gegeben sind. 92 Ob dem-
nach eine Vermeidung der Beeinträchtigung möglich er-
scheint, ist unter Berücksichtigung der Belange der Ge-
fahrenabwehr im jeweiligen Einzelfall abzuwägen. Für 
schwerwiegende Belastungen besonders schutzwürdiger 
Ökosysteme können durchaus bedeutsame Vermeidungs-
anstrengungen verlangt werden. 93

Eine fachlich anerkannte und zugleich aufwendige 
Schutzmaßnahme ist es, die Tiere durch laute Geräusche 
kurz vor der Sprengung zu verjagen. Auch sog. Blasen-
vorhänge (Big Bubble Curtain) können bei einer Spren-
gung zum Einsatz kommen. 94 Hierfür wird unter Wasser 
mithilfe von Druckluft eine dichte Wand aus Luftbläschen 
erzeugt, die auf Detonationen wie ein Puffer wirkt und 
die Druck- und Schallwellen absorbieren soll. 95 Als ku-
mulative Tatbestandsvoraussetzung des § 44 Abs. 5 Nr. 1 
BNatSchG darf sich das Tötungs- und Verletzungsrisiko 
für Exemplare der betroffenen Art zudem nicht signifikant 
erhöhen. Grundsätzlich sind Relativierungen des Tö-
tungs- und Verletzungsverbots bezogen auf die Populatio-
nen der betreffenden Arten unzulässig. In der Praxis führt 
dies jedoch mitunter zu unüberwindbaren Hindernissen 
für die Planung und Durchführung von Vorhaben. 96 Des-

halb liegt nach der Rechtsprechung des  BVerwG ein Ver-
stoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot nur dann 
vor, sofern dadurch das Risiko des Erfolgseintritts, d. h. 
das sozialadäquate Tötungs- und Verletzungsrisiko für die 
betreffenden Tiere signifikant erhöht würde. 97 Dies ist der 
Fall, wenn etwa der Tod der Tiere über das bereits vor-
habenunabhängige allgemeine Tötungsrisiko hinaus be-
steht. 98 Ein Tötungsrisiko ergebe sich nicht nur aus dem 
allgemeinen Naturgeschehen, sondern sei auch dann sozi-
aladäquat und deshalb hinzunehmen, wenn es zwar vom 
Menschen verursacht werde, aber nur einzelne Individuen 
und nicht die Population im Ganzen betreffe. 99 Denn tieri-
sches Leben existiere nicht in einer unberührten, sondern 
in einer vom Menschen gestalteten Landschaft. 100 Dem 
Gericht zufolge greife nur innerhalb dieses Rahmens der 
Schutz des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. Das bedeute aber 
nicht, dass gerade in einem Umfeld, in dem bereits wegen 
anderweitiger Vorbelastungen ein erhöhtes Tötungs- und 
Verletzungsrisiko bestehe, eine umso größere Gefährdung 
zulässig wäre. Umstände, die für die Beurteilung der Si-
gnifikanz eine Rolle spielen, sind vielmehr im Hinblick 
auf ihre artspezifischen Verhaltensweisen, der Häufigkeit 
der Frequentierung des durchschnittenen Raums und der 
Wirksamkeit vorgesehener Schutzmaßnahmen und – da-
rüber hinaus – gegebenenfalls auch weiterer Kriterien im 
Zusammenhang mit der Biologie der Art zu bewerten. 101 
Der Erlaubniserteilung für die Sprengung von Munitions-
altlasten stünde somit auch § 44 BNatSchG nicht unbe-
dingt entgegen.

2.3.2 Allgemeine Sorgfaltspflicht (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 WHG)

Insbesondere für den Fall der nach § 8 Abs. 2 S. 1 WHG er-
laubnisfrei durchzuführenden Sprengung zur Abwehr ei-
ner gegenwärtigen Gefahr (oben 2.3.1) müssen jedenfalls 
die Bestimmungen des § 5 Abs. 1 WHG zur allgemeinen 
Sorgfaltspflicht beachtet werden. Danach (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 
WHG) ist jede Person verpflichtet, bei Maßnahmen, mit 
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denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein 
können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt 
anzuwenden, um eine nachteilige Veränderung der Ge-
wässereigenschaften zu vermeiden. Auf diese Weise soll 
bereits die Entstehung der durch menschliches Verhalten 
bedingten Gefährdungen und Schädigungen abgewendet 
werden. 102 Pflichtenadressat ist „jede Person“, also jede in- 
oder ausländische natürliche und oder juristische Person; 
wozu Behörden und Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts zählen. 103 Somit richtet 
sich § 5 Abs. 1 WHG auch an die die Munitionsaltlasten 
beseitigenden Behörden. Mit den in Bezug genommenen 
Maßnahmen sind Handlungen jeder Art gemeint, mit de-
nen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein kön-
nen. 104 Hierzu gehören auch Sprengungen von Muniti-
onsaltlasten. Dementsprechend hat die jeweilige Behörde 
bei der Durchführung der Sprengungen die Sorgfalt an-
zuwenden, die nach objektiver Betrachtung im konkreten 
Einzelfall geboten ist. 105 Dieser Sorgfaltsmaßstab richtet 
sich zunächst einmal nach den jeweils einschlägigen Spe-
zialregelungen und/oder behördlich konkretisierten Vor-
gaben. Wenn es, wie im Falle der Munitionssprengun-
gen, an solchen Regelungen und Vorgaben fehlt, muss 
die erforderliche Sorgfalt im Einzelfall nach objektiven 
Kriterien bestimmt werden. 106 Dies hat zur Folge, dass 
der Pflichtenadressat alle tatsächlichen zur Pflichterfül-
lung erforderlichen Anstrengungen durchzuführen hat. 
An die Sorgfalt sind umso höhere Anforderungen zu stel-
len, je größer der infolge der Einwirkung auf das Gewäs-
ser drohende Schaden oder dessen Eintrittswahrschein-
lichkeit ist. 107 Die mit den Munitionsaltlastensprengungen 
verbundenen negativen Auswirkungen für die Flora und 
Fauna könnten den Eindruck erwecken, dass gegen das 
Schutzanliegen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 WHG verstoßen wird. 
Danach soll mit der Einhaltung des Sorgfaltsmaßstabes 
eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaft 
möglichst vermieden werden. Eine solche Veränderung 
ist anzunehmen, sofern dadurch der Gebrauchswert des 
Gewässers für Menschen, Tiere und/oder Pflanzen her-
abgesetzt wird. 108 Dieser Nachteil wird vermieden, wenn 
Sorge dafür getragen ist, dass die nachteilige Verände-
rung nach menschlichem Dafürhalten nicht eintritt oder 
aber – soweit bereits eingetreten – zumindest nicht wei-
ter anwächst. 109 Aus dieser „Schadenminderungsoblie-
genheit“ 110 wird geschlussfolgert, dass z. B. im Falle eines 
Tankwagenunfalls, bei dem wassergefährdende Flüssig-
keit aus dem Tank ausgelaufen und in den Boden einge-
drungen ist und weiteres Auslaufen und eine weitere Ver-
sickerung in den Boden droht, diejenigen Maßnahmen 
zu ergreifen sind, die ein weiteres Auslaufen verhindern 
(Verschließen des Tanks, Umfüllen des Tankinhalts) und 
ein weiteres Eindringen der Flüssigkeit in den Boden zu 
verhindern (Ausbaggern und Fortschaffen des verseuch-
ten Erdreichs). 111 Die Sprengungen von Munitionsaltlas-
ten führen für die Gewässerökologie zwar regelmäßig zu 
erhebliche Schäden, jedoch wird der latente Schaden für 
die Meeresumwelt, welcher durch das einfache Vorhan-
densein der Munitionsaltlasten im Gewässer entsteht, be-
endet. Deshalb vermag ein kurzer Eingriff in die Mee-
resökologie auch dem Gebot des § 5 Abs. 1 Nr. 1 WHG 
standzuhalten, sofern es an einer gewässerschonenderen 
Beseitigungsalternative mangelt.

3. Schlussbetrachtung

Die vorangegangenen Ausführungen verdeutlichen, dass 
die schon gefahrenabwehrrechtliche Kompetenzzuordnung 
zwischen Bund und Ländern bei der Beseitigung von Muniti-
onsaltlasten sehr komplex ist. Das kann negative Auswirkun-

gen auf die Effektivität der zu treffenden Gefahrenabwehr-
maßnahmen haben und führt überdies zur Rechtsunklarheit 
auf Seiten der Behörden. Dies ist nicht zuletzt der födera-
len Kompetenzverteilung und den nur sehr begrenzten nau-
tischen Bundeskompetenzen geschuldet. Ein koordiniertes 
Vorgehen zwischen den verschiedenen Behörden dürfte un-
verzichtbar sein. Die Frage, ob die Bundeswehr den zivilen 
Behörden gemäß Art. 35 Abs. 1 GG Amtshilfe leisten kann, 
ist grundsätzlich zu bejahen, wenn ein entsprechendes Hil-
fegesuch der Zivilbehörde vorliegt.

Jedoch sind bei den durchzuführenden Gefahrenabwehr-
maßnahmen jedenfalls die Anforderungen des Gewässer- 
und Naturschutzrechts zu beachten. Im Übrigen konnte 
aufgezeigt werden, dass das Gewässerschutz- und Natur-
schutzrecht der Vornahme der Sprengung von Munitions-
altlasten gerade in den konkreten Fällen nicht entgegen-
steht, in denen die Sprengung zur Abwehr gegenwärtiger 
Gefahren erforderlich ist. Liegt eine solche gegenwärtige 
Gefahrsituation nicht vor, sind die Sprengungen indes gem. 
§§ 8 Abs.  1, 9 Abs.  2 Nr.  2 WHG erlaubnispflichtig und 
in engen wasser- wie naturschutzrechtlichen Grenzen auch 
erlaubnisfähig. Ungeachtet dessen bleibt jedoch stets zu be-
achten, dass gerade wegen der nach wie vor latent toxischen 
wie explosiven Eigenschaften der maritim abgelagerten 
Altmunition die Hinauszögerung ihrer Beseitigung fatale 
Auswirkungen auf die Meeresumwelt hat bzw. haben kann, 
da diesenfalls weiterhin die toxischen Inhaltsstoffe der Alt-
munition in die Meeresumwelt freigesetzt werden. 112
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